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ANALYSE

Aufnahme und Integration von Flüchtlingen in Polen
Rafał Baczyński-Sielaczek, Warschau

Zusammenfassung
Ziel dieses Beitrags ist die Analyse der polnischen Aufnahme- und Integrationspolitik gegenüber Flüchtlin-
gen. Weiter wird der Versuch unternommen, ablehnende Haltungen der polnischen Bevölkerung gegenüber 
der Entscheidung der Regierung, Flüchtlinge aufzunehmen, zu erklären sowie die Gründe für die wesentli-
chen Mängel der strategischen Dokumente der polnischen Migrations- und Integrationspolitik. Die deut-
liche Mehrheit der Integrationsmaßnahmen für Menschen, die unter internationalem Schutz stehen, wie 
auch für die polnische Bevölkerung als aufnehmende Gesellschaft wird von Nichtregierungsorganisationen 
umgesetzt. Auch wenn seit einigen Jahren daran gearbeitet wird, Fragen der Integrationspolitik zu regeln, 
gehört Polen weiterhin zu denjenigen Ländern der Europäischen Union ohne umfassende nationale Strate-
gie für die Integration von Ausländern und auch Flüchtlingen.

Das Jahr 2015 wird in die Geschichte der polni-
schen Migrationspolitik als ein Jahr eingehen, in 

dem die öffentliche Debatte über das Thema Migration, 
Flucht und die Rolle Polens auf der Landkarte der glo-
balen Mobilität eröffnet wurde. Die Auseinandersetzung 
mit diesem schwierigen Thema im öffentlichen Diskurs, 
nur ein Vierteljahrhundert nach der Transformation in 
ein demokratisches System, wurde Polen insofern auf-
gezwungen, als es in den Prozess zur Verbesserung des 
schlecht funktionierenden Asylsystems in Europa ein-
bezogen wurde. Allerdings weicht die Qualität der pol-
nischen öffentlichen Debatte deutlich vom fachlichen 
Niveau des westeuropäischen Diskurses ab. Den an der 
Diskussion Beteiligten, vor allem den durchschnittli-
chen Bürgern in Polen und den polnischen Politikern, 
fehlen immer noch das Basiswissen über Immigration, 
eine adäquate Terminologie und vor allem das Verständ-
nis für die wesentlichen globalen Abhängigkeiten. Die 
Stimme der Experten dagegen wird von sensationslusti-
gen Medien und von Politikern des rechten Spektrums 
übertönt, die Ängste schüren.

Die Flüchtlingsfrage im Wahlkampf
Der für Polen so wichtigen Debatte über Migration 
schadet auch der zurzeit stattfindende Wahlkampf, der 
Einstellungen radikalisiert und ein so wichtiges Pro-
blem auf die Ebene populistischer Streitereien verfrach-
tet. Weil die Debatte zu Wahlkampfzwecken genutzt 
wird, lässt sich unter den Hauptakteuren der polni-
schen politischen Bühne ein ganzes Spektrum an Ein-
stellungen gegenüber der Entscheidung, Flüchtlinge auf-
zunehmen, beobachten. Dies reicht von der fehlenden 
Meinung zu dieser Frage, wie es beim Koalitionspart-
ner Polnische Bauernpartei (Polskie Stronnictwo Ludowe – 
PSL) der Fall ist, über die schwach vernehmbare Stimme 
des linken Parteienbündnisses bis zur deutlichen Anti-
haltung gegenüber Immigranten und Flüchtlingen des 

polnischen rechten Flügels mit Recht und Gerechtigkeit 
(Prawo i Sprawiedliwość – PiS) an der Spitze. Die unbe-
stimmte Haltung der regierenden Bürgerplattform (Plat-
forma Obywatelska – PO) wiederum schadet dem ganzen 
Prozess der Aufnahme von Flüchtlingen. Die Regierung 
von Ministerpräsidentin Ewa Kopacz balanciert immer 
noch zwischen zwei extremen Standpunkten. Auf der 
einen Seite versucht sie, die Rolle des harten Verhandlers 
und des zurückhaltenden Befürworters der Aufnahme 
von Flüchtlingen im Rahmen der von der Europäischen 
Kommission vorgeschlagenen Lösung zu spielen. Auf der 
anderen Seite bemüht sie sich trotz allem, der Aufgabe 
angemessen zu begegnen und sich als verantwortungs-
voller europäischer Partner in den Prozess der Verbes-
serung des europäischen Asylsystems einzubringen. Es 
fällt allerdings schwer, nicht den Eindruck zu gewinnen, 
dass diese Strategie auf beiden Feldern mit einer Nie-
derlage enden wird. Die Entscheidung, in Polen Flücht-
linge aufzunehmen, trotz der rigoros gestellten Bedin-
gungen und der harten Verhandlungshaltung, wird von 
den Aufnahmegegnern fast als Verrat an den nationalen 
Interessen wahrgenommen. Das mehrmonatige Zögern 
und die unglückliche »Romanze« der polnischen Regie-
rung mit der Anti-Flüchtlings-Haltung der Visegrád-
Gruppe hingegen hat das Bild Polens als redlicher und 
verantwortungsvoller europäischer Partner beschädigt. 
Leider hatte Ministerpräsidentin Kopacz nicht das Cha-
risma, die Standfestigkeit und den politischen Willen, 
um den Standpunkt ihrer eigenen Regierung entschlos-
sen zu verteidigen. Hier ist die Haltung von Bundes-
kanzlerin Angela Merkel ein außergewöhnliches Bei-
spiel für standhaftes konsequentes Handeln, trotz sich 
auftürmender Probleme und negativer Folgen der Öff-
nung Deutschlands gegenüber Flüchtlingen.

Die außerordentlich ungünstige aktuelle Situation 
Polens wird durch den prognostizierten Machtwechsel 
in Polen noch komplizierter. Die regierende PO mit ihrer 
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proeuropäischen Haltung wird ihre Macht wahrscheinlich 
an die mäßig europäische und konservative PiS abgeben. 
Symptome der sich abzeichnenden politischen Verände-
rungen ließen sich unter anderem an der Parlaments-
debatte über die Entscheidung der Regierung, Flücht-
linge aufzunehmen, ablesen. PiS enthüllte hier in den 
Äußerungen ihres Vorsitzenden Jarosław Kaczyński ihr 
ausgesprochen fremdenfeindliches und nationalistisches 
Gesicht. Es ist davon auszugehen, dass nach der wahr-
scheinlichen Übernahme der Regierungsverantwortung 
durch diese Partei die Arbeiten an den Strategiepapieren 
zur polnischen Migrationspolitik eingestellt werden und 
dass auch die eingeschlagene Richtung der Liberalisierung 
der Migrationsvorschriften nicht weiter verfolgt wird.

Zwei Dokumente ohne weitreichende Folgen
Seit gut zwei Jahrzehnten verändert sich die Situation der 
Migration in Polen: Traditionell ein Emigrationsland, ist 
Polen nun auch zum Immigrationsland geworden. Dies 
bedeutet, dass es dringend notwendig ist, formal-recht-
liche Veränderungen in diesem Bereich durchzuführen. 
Die bisherigen Maßnahmen sind immer noch nicht aus-
reichend und bereiten Polen nicht auf die sich verän-
dernde Migrationssituation vor. Dies leitet sich überwie-
gend aus der Abwesenheit des Problems der Immigration 
im öffentlichen Diskurs ab. Eine weitere wesentliche 
Rolle spielt auch die relativ kurze Geschichte Polens als 
Immigrationsland sowie die ungleich geringere Aus-
prägung des Phänomens im Vergleich zu den westli-
chen Ländern. Dies bedeutet, dass ein starker gesell-
schaftlicher Druck fehlt, die brennenden Probleme im 
Zusammenhang mit Immigration zu lösen, wozu auch 
wirksame Lösungen zur Regulierung der Immigration 
gehören sowie wirksame Mittel, Ausländer in die polni-
sche Gesellschaft zu integrieren. Feststellbar ist, dass es 
in politischen Kreisen keine tiefergehende Reflexion über 
ein Konzept zur Integration von Ausländern in die pol-
nische Gesellschaft gibt sowie auch kein Bedürfnis, das 
Verhältnis zwischen der aufnehmenden Gesellschaft und 
den »neuen« Gruppen von Ausländern zu bestimmen.

Die Erfahrungen des Westens zeigen, wie wichtig in 
der Migrationspolitik eine grundlegende Klarheit ist, vor 
allem die deutliche Bestimmung der Ziele der Migra-
tionspolitik des Staates. Diese Ziele sollten in einem 
übergeordneten Dokument, hier in einer polnischen 
Migrationsstrategie, dargestellt werden. Seit der Zeit 
der Systemtransformation ist es Polen nicht gelungen, 
eine kohärente und langfristige Migrationsstrategie zu 
erarbeiten, die nicht nur das Phänomen der Erwerbsim-
migration, sondern auch Asyl sowie die Integration der 
Einwanderer in verschiedene gesellschaftliche Bereiche 
umfasst. Erst am 31. Juli 2012 wurde vom Ministerrat 
das Dokument »Die Migrationspolitik Polens – aktueller 

Stand und erforderliche Maßnahmen« (Polityka migra-
cyjna Polski – stan obecny i postulowane działania) ver-
abschiedet, das der Ausgangspunkt für die Entwick-
lung einer langfristigen Migrationsstrategie in Polen 
sein sollte. Ähnlich ist die Situation bei den program-
matischen Dokumenten, die Leitlinien für die Politik 
der Integration von Ausländern in die polnische Gesell-
schaft formulieren. Der Entwurf des Dokuments »Die 
Politik Polens zur Integration von Ausländern – Annah-
men und Richtlinien« (Polska polityka integracji cudzo-
ziemców – założenia i wytyczne), erarbeitet vom Minis-
terium für Arbeit und Sozialpolitik, wurde erst am 25. 
September 2013 zur gesellschaftlichen Konsultation frei-
gegeben. Integration war während über zwanzig Jahren 
polnischer Migrationserfahrungen ein unbestimmter 
Prozess, ohne deutlich benannte Ziele und Prioritäten. 
Die Migrationserfahrungen der westlichen Staaten zei-
gen, dass ein Migrationskonzept eine wesentliche Rolle 
bei der Definition und dem Entwurf wirksamer Lösun-
gen in diesem Bereich spielt. Vom Verständnis und der 
Definition der Begriffe und der Übereinkunft über eine 
Definition hängen die Gestalt der Migrationspolitik 
und die Erwartungen des aufnehmenden Staates an die 
Immigranten ab.

Leider hatte die Ausarbeitung des Dokuments »Die 
Migrationspolitik Polens – aktueller Stand und erfor-
derliche Maßnahmen« und »Die Politik zur Integration 
von Ausländern – Annahmen und Richtlinien« keinen 
bedeutenden Einfluss auf die Implementierung dessen, 
was in diesen Dokumenten zur rechtlichen Regulierung 
der Migrationspolitik formuliert worden war. Feststell-
bar ist eine deutliche Diskrepanz zwischen diesen bei-
den strategischen Dokumenten und dem neuen Auslän-
dergesetz (Ustawa o cudzoziemcach) aus dem Jahr 2014. 
Wichtig ist, dass dieses Gesetz nach der Erarbeitung und 
Bestätigung der programmatischen Dokumente über-
haupt in Kraft trat.

Die Kritik dieser Dokumente ist insofern schwie-
rig, als sie in ideeller Hinsicht zu großen Teilen mit den 
Erwartungen von Seiten der Nichtregierungsorganisa-
tionen und der Immigrantenmilieus übereinstimmen. 
Die in ihnen enthaltenen grundsätzlichen Erwägun-
gen müssen, trotz gewisser Vorbehalte, als sehr positiv 
bewertet werden. Allerdings hat die fehlende Umset-
zung in die Praxis, das heißt in Rechtsakte, der hohe 
Grad an Allgemeinheit und vor allem das Fehlen kla-
rer Richtlinien zur Finanzierung und die fehlende klare 
Benennung der für die Umsetzung der Richtlinien Ver-
antwortlichen zur Folge, dass die Dokumente letztlich 
als defizitär bewertet werden müssen. Die polnische 
Migrationspolitik ist immer noch von enormer Zufäl-
ligkeit geprägt und von kurzfristigen Handlungen und 
fehlender Vision und Planung bestimmt.
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Wichtig ist es auch, den Entstehungskontext der 
beiden Dokumente zu betrachten. Sie entstanden in 
einer deutlich anderen Migrationssituation für Polen und 
Europa. Der aktuell starke Migrationsdruck, die Krise 
des europäischen Asylsystems und der deutlich steigende 
Bedarf an ausländischen Arbeitskräften in Polen sind 
Phänomene, die in den Ausgangsdiagnosen der Doku-
mente nicht präsent sind. Die neue, sich nach dem 25. 
Oktober 2015 konstituierende polnische Regierung sollte 
eine Aktualisierung dieser Dokumente im Sinne einer 
neuen Strategie zum Umgang mit Immigration und Asyl 
in Polen vornehmen. Allerdings haben in den Äußerun-
gen von Politikern des rechten Spektrums, die Chancen 
auf alleinige Übernahme der Regierungsverantwortung 
haben, Fragen der Entwicklung der Migrationspolitik 
in Richtung Liberalisierung der Einreise- und Aufent-
haltsbestimmungen für Ausländer, Fragen der Öffnung 
des polnischen Arbeitsmarktes oder der Aufnahme von 
Flüchtlingen als Beitrag zur Lösung der Asylkrise in 
Europa kaum Bedeutung. Für einen Teil des rechten 
Spektrums stehen solche Maßnahmen schlicht und ein-
fach im Gegensatz zur polnischen Staatsräson.

Nichtregierungsorganisationen als Träger 
gesellschaftlicher Veränderung
Die fehlenden Aktivitäten von Seiten der Politik und 
Regierung versuchen Nichtregierungsorganisatio-
nen (NGOs) und Wissenschaftler mit Problemanaly-
sen, Untersuchungen zu Migration und Aktivitäten im 
Bereich der Integration und Aktivierung von Auslän-
dern in Polen auszugleichen. Im Bereich der Immigra-
tion wurden diese Akteure zu einem wichtigen Trä-
ger gesellschaftlicher Veränderungen. Den polnischen 
NGOs gelingt es, die zunehmend aktiven Immigran-
tenmilieus einzubeziehen, sowohl auf der Ebene der 
Beteiligung in bestehenden NGOs, die sich für Belange 
von Immigranten einsetzen, als auch dahingehend, dass 
Immigranten eigene Organisationen gründen, die die 
Interessen einzelner ethnischer Gruppen repräsentieren. 
Zu diesen (wenigen) Beispielen gehört die Stiftung für 
Somalia (Fundacja dla Somalii), eine von Immigranten 
gegründete und geführte Immigrantenorganisation, aus 
der aktive Leitfiguren hervorgingen und die die Entste-
hung weiterer Organisationen für Ausländer initiierte.

Ein gewichtiges Problem für die Entwicklung der 
polnischen Migrationspolitik ist darüber hinaus die Dis-
tanziertheit der polnischen Gesellschaft gegenüber der 
kulturellen und religiösen Andersartigkeit der Auslän-
der, so auch der Flüchtlinge. In einer im Auftrag der 
Internationalen Organisation für Migration (IOM) im 
Juni 2015 vom Meinungsforschungsinstitut Ipsos durch-
geführten Untersuchung der Einstellungen der Polen 
gegenüber Ausländern zeigt sich deutlich das Bild der 

polnischen Gesellschaft als verschlossen, intolerant und 
fremdenfeindlich. Relativ wenige Polen, nur 19 Prozent, 
hatten in der letzten Zeit Kontakt zu Ausländern. Als 
kulturell am nächsten stehend ordnen die Polen die Ein-
wohner Westeuropas ein (61 Prozent) und weiter Ame-
rikaner und Kanadier (48 Prozent) sowie Ukrainer (47 
Prozent). Am geringsten wird die kulturelle Nähe zu 
Afrikanern und Vietnamesen (beide 14 Prozent) und 
Arabern (12 Prozent) beurteilt. Auch bei den Sympa-
thiebekundungen gegenüber bestimmten Immigran-
tengruppen erhielt die Gruppe der Araber am wenigsten 
positive Antworten (18 Prozent). Die Einschätzung der 
Gefahr, die bestimmte Nationalitäten für Polen bedeu-
ten können, hielt sich in den meisten Fällen auf rela-
tiv niedrigem Niveau – zwischen 19 und 21 Prozent 
der Befragten brachten diese zum Ausdruck. Nur Ara-
ber und Ukrainer weckten relativ größere Ängste (55 
bzw. 35 Prozent).

Diese Einstellungen sind im Zusammenhang mit 
der Entscheidung, dass Polen auf Vorschlag der Euro-
päischen Kommission Flüchtlinge aus Syrien aufneh-
men wird, in hohem Maße die Ursache für die deutli-
che Polarisierung in der Gesellschaft. Auf die Ablehnung 
der Aufnahme von Flüchtlingen hat das Zusammenspiel 
mehrerer Faktoren Einfluss. Die allgemeine Abneigung 
gegenüber Flüchtlingen verstärkt die Wahrnehmung, 
dass die Syrer kulturell deutlich fern stehen, die geringe 
Sympathie gegenüber Arabern und die Betrachtung von 
Flüchtlingen als Gefahr für die innere Sicherheit Polens. 
Fehlende kulturelle Nähe und mangelnde Sympathie 
gehen mit der niedrigeren potentiellen Akzeptanz für 
Flüchtlinge aus arabischen Ländern als Personen im 
direkten Umfeld der Befragten einher. Der geringe Kon-
takt, den die Polen mit Ausländern haben, hat zur Folge, 
dass das Bild des muslimischen Flüchtlings auf Stereo-
typen fußt, auf medialer Vermittlung und Informatio-
nen aus dem Internet. Solche Informationen sind für die 
islamische community ausgesprochen ungünstig, denn 
es dominieren hier negative Botschaften. Die polnische 
Islamophobie ist sicherlich Teil der westlichen Angst vor 
dem Islam, die nach den terroristischen Anschlägen vom 
11. September 2001 noch verstärkt wurde. Sie baut aller-
dings nicht auf persönlichen, individuellen Erfahrun-
gen auf. Es ist eine virtuelle Islamophobie, die sich aus 
dem Internet speist. Es ist eine Variante des polnischen 
Antisemitismus, der ohne Juden auskommt, und von 
Mythen und Stereotypen lebt. Hier gilt es aber deut-
lich zu machen, dass der Islam mindestens seit dem 17. 
Jahrhundert ein Teil der polnischen Kultur ist. Heute 
leben 20.000–30.000 Moslems in Polen, dazu gehören 
zirka 5.000 Tataren, die seit Jahrhunderten in Polen 
ansässig sind und ihre religiöse und kulturelle Eigen-
art bewahren.
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Überraschend sind die Schätzungen zum Ausländer-
anteil an der polnischen Bevölkerung in der oben vor-
gestellten Untersuchung. Jeder vierte Pole überschätzt 
diesen Anteil deutlich, wenn er angibt, er übersteige 
zehn Prozent. Die offiziellen Statistiken zeigen, dass 
Ausländer maximal ein Prozent der Gesamtbevölke-
rung Polens ausmachen. Diese Marke wird erreicht, 
wenn auch diejenigen hinzugezählt werden, die zeit-
lich befristet nach Polen kommen. Dies ist ein deut-
liches Symptom der Angst der Polen und des Gefühls 
der »belagerten Festung«, die von »Fremden« gestürmt 
wird. Es ist unter anderem eine Konsequenz aus der feh-
lenden Debatte über die Rolle und den Ort der Immi-
granten und Flüchtlinge in der polnischen Gesellschaft, 
der fehlenden Debatte über die polnische Gesellschaft 
als kulturell vielfältige, multireligiöse und mulitilin-
guale Gesellschaft.

Die Frage der Aufnahme von Flüchtlingen durch 
Polen stößt auf deutlichen Widerstand in der öffent-
lichen Meinung. Das letztgültige Argument der Geg-
ner beschränkt sich auf die sie zufriedenstellende Fest-
stellung, dass die Flüchtlinge eine generelle Abneigung 
haben, sich in Polen niederzulassen. Dieses Argument 
entblößt das Problem der polnischen Asylpolitik, vor 
allem der Integrationspolitik. Für einen bedeutenden 
Teil der Ausländer, die Asyl suchen, stellt Polen eher 
einen »Umsteigebahnhof« als den »Zielbahnhof« dar.

Für eine Antwort auf die Frage, ob Polen das Tor 
zum Paradies oder schon das Paradies selbst sei, muss die 
Situation der in Polen Asyl Suchenden in zwei Etappen 
aufgeteilt werden: Die erste Etappe, die der »Prä-Integra-
tion«, ist die Phase des Wartens auf Anerkennung des 
Flüchtlingsstatus oder eines anderen Status. Die zweite 
Etappe ist die Phase der staatlich vorgesehenen Integrati-
onsmaßnahmen, die dem anerkannten Asylanten zuteil-
werden, und die Zeit nach dem Integrationsprogramm, 
das Leben in der polnischen Gesellschaft bei nur sehr 
geringer Unterstützung von Seiten öffentlicher Institu-
tionen. Die Ratifizierung der Genfer Flüchtlingskon-
vention durch Polen im Jahr 1991 initiierte den Aufbau 
eines Aufnahmesystems für Flüchtlinge, die vor Gefahr 
für Leib und Leben fliehen. Dies war eine Antwort auf 
die Wellen von in Polen asylsuchenden Ausländern, die 
in unterschiedlicher Intensität auftraten. Seit dem Aus-
bruch des ersten Tschetschenienkrieges im Jahr 1994 
sind russische Staatsbürger tschetschenischer Nationa-
lität am stärksten unter den in Polen Schutz suchenden 
Menschen vertreten. In den vergangenen sechs Jahren 
wurden knapp 61.000 Ausländer mit Anträgen auf Asyl 
erfasst. Jährlich bemühten sich von 6.500 im Jahr 2010 
bis zu 15.000 Personen im Jahr 2013 um den Flüchtlings-
status der Republik Polen. Am meisten Anträge auf Asyl 
in Polen stellen russische Staatsbürger tschetschenischer 

Nationalität – 39.300 Personen in den letzten sechs Jah-
ren (64 Prozent aller Anträge). In weiterer Folge sind es 
Georgier mit 12.400 Personen (20 Prozent), Ukrainer mit 
3.600 Personen (6 Prozent), Armenier mit 1.300 Perso-
nen (2 Prozent) und Syrer mit 500 Personen (1 Prozent).

Lange Bearbeitungsdauer von Asylanträgen
Nach Beginn der Antragstellung auf Zuerkennung des 
Flüchtlingsstatus in Polen werden die Ausländer in 
einem der aktuell elf Flüchtlingslager untergebracht. 
Ein deutliches Problem ist die Lokalisierung der Mehr-
heit der Objekte. Sie liegen außerhalb von Städten, zum 
Teil in ehemaligen Kasernen. Drei der vier vom Staat 
betriebenen Lager liegen in Waldgebieten (Czerwony 
Bór, Dębak und Linin). Die übrigen, privaten, durch 
Ausschreibung bestimmten Flüchtlingslager befinden 
sich ebenfalls mehrheitlich außerhalb größerer Städte, 
wo wiederum die meisten NGOs angesiedelt sind, die 
sich für die Unterstützung von Flüchtlingen und Wirt-
schaftsimmigranten engagieren. Eine Ausnahme stellen 
die beiden Flüchtlingslager in Warschau und Białystok 
dar. Die räumliche Isolation hat eine soziale Margi-
nalisierung zur Folge, nicht zuletzt mit Blick auf den 
beschränkten Zugang zu spezieller gesundheitlicher 
Betreuung, Behörden und öffentlichen Institutionen. 
Es erschwert den Flüchtlingen darüber hinaus, die Hilfs-
programme der Nichtregierungsorganisationen wahrzu-
nehmen, und den Organisationen selbst, in den Flücht-
lingseinrichtungen tätig zu werden.

Die Begutachtung des Asylantrags beträgt nach dem 
Gesetz über die Gewährung von Schutz gegenüber Aus-
ländern (Ustawa o udzielaniu cudzoziemcom ochrony na 
terytorium Rzeczypospolitej Polskiej, 2003) sechs Monate. 
Die Praxis zeigt, dass der Antragsteller bis zur endgülti-
gen Entscheidung meistens länger als ein Jahr in einem 
Flüchtlingslager lebt. Dies ergibt sich aus der Möglich-
keit, gegen eine negative Entscheidung vor zwei Instan-
zen Berufung einzulegen und gleichzeitig weitere Proze-
duren zu eröffnen, wenn beispielsweise weitere, für die 
Angelegenheit wichtige Beweise beigebracht werden. 
Die Möglichkeit, dass der Betreffende gegen eine für ihn 
ungünstige Entscheidung Berufung einlegt, ist zunächst 
einmal positiv zu bewerten. Allerdings zeigt die indi-
viduelle Perspektive des Antragstellers eindeutig einen 
grundsätzlichen Fehler in diesem Verfahren. Er betrifft 
hauptsächlich die Bürger von Staaten, die in Polen kein 
Asyl gewährt bekommen (Georgien, Ukraine), weil ihre 
Anträge als unbegründet bewertet werden. Die Folge ist 
ein Aufenthalt von vielen Monaten, in Extremfällen zwei 
bis drei Jahren in Flüchtlingslagern, der schließlich in der 
letztgültigen Entscheidung mündet, dass der Betreffende 
das polnische Staatsgebiet verlassen muss. In Bezug auf 
die übrigen Gruppen von Ausländern, vor allem die 
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russischen Staatsbürger tschetschenischer Nationalität, 
bewirken die restriktiven Bedingungen des Zuerkennens 
von Schutz, dass der Schutz (der Flüchtlingsstatus oder 
subsidiärer Schutz) häufig nach Einspruch in der ers-
ten oder zweiten Instanz zuerkannt wird. Die Folge ist 
ebenfalls der viele Monate dauernde Aufenthalt in einem 
Flüchtlingslager, was entsprechende Kosten nach sich 
zieht. Ausländer, die in Polen Asyl beantragen, haben 
während des Asylverfahrens nicht das Recht zu arbei-
ten. Nur wenn sich die Entscheidungsphase der Auslän-
derbehörde verlängert, kann auf Antrag des Ausländers 
eine Arbeitserlaubnis gewährt werden.

Die Zeit des Wartens auf eine Entscheidung ist mit 
Blick auf die Integration des Ausländers in die polnische 
Gesellschaft eine verlorene Zeit. Im polnischen System 
der Aufnahme von Asylsuchenden ist ein fast vollstän-
diges Fehlen von Prä-Integrationsmaßnahmen festzu-
stellen. Das einzige vom System vorgesehene Element 
der Prä-Integration sind Polnischkurse. In den Unter-
künften für Asylsuchende findet keine Sozialarbeit statt, 
weil es keine Sozialarbeiter gibt, die auf die Arbeit mit 
Flüchtlingen vorbereitet sind. Insbesondere betrifft die-
ses Problem Personen mit anerkanntem Asylantenstatus, 
die nicht ausreichend darauf vorbreitet sind, das Lager 
zu verlassen. Das Personal der Einrichtungen garantiert 
keine Unterstützung bei der Anmietung einer Wohnung, 
der Vorbereitung des Ausländers auf den Beginn des 
»Individuellen Integrationsprogramms« oder der Ver-
mittlung grundlegender Informationen über das Leben 
in Polen. Es kümmert sich vor allem um administrative 
Angelegenheiten – so der Fall in den staatlichen Flücht-
lingslagern. In den Flüchtlingsunterkünften privater 
Betreiber ist das Personal auf ein Minimum beschränkt, 
im Extremfall ist nur der Leiter der Einrichtung dort.

Staatliche Integrationsprogramme
Wird der Schutz auf polnischem Territorium zuer-
kannt, beginnt das staatliche Integrationsprogramm. 
Allerdings stoßen die Integrationsmaßnahmen der pol-
nischen öffentlichen Institutionen (Einrichtungen der 
Familienhilfe auf Stadt- und Kreisebene, die dem Minis-
terium für Arbeit und Sozialpolitik unterstehen) seit vie-
len Jahren auf Kritik von NGOs, die Immigranten und 
Flüchtlingen helfen. Die staatlich organisierte Unterstüt-
zung besteht in dieser Form seit dem Jahr 2000, als die 
Individuellen Integrationsprogramme in Kraft traten. 
Diese Programme funktionieren auf der Grundlage des 
Gesetzes zur Sozialhilfe und der Verordnung von Hilfe-
leistungen gegenüber Flüchtlingen. Das Gesetz schließt 
Ausländer mit toleriertem Aufenthalt und subsidiärem 
Schutz von den Leistungen aus.

Die Hilfeleistungen der Individuellen Integrations-
programme, die den Ausländern erleichtern sollen, in 

der polnischen Gesellschaft zu leben, setzen sich aus 
mehreren Komponenten zusammen: finanzielle Hilfe, 
Übernahme der Beiträge für die Krankenversicherung, 
Betreuung durch einen Sozialarbeiter und Beratungs-
angebote (rechtliche, psychologische, Familienberatung 
u. a.). In der Praxis läuft das Integrationsangebot häu-
fig darauf hinaus, dass Geldleistungen ausgezahlt wer-
den und Unterstützung durch einen Sozialarbeiter in 
Anspruch genommen wird. Die Praxis der Individuel-
len Integrationsprogramme zeigt, dass deutliche Män-
gel bei der Vorbereitung des Personals der öffentlichen 
Institutionen auf den Kontakt mit dem ausländischen 
Klienten bestehen. Dies betrifft in geringerem Maße die 
größten Städte, wo viele Wirtschaftsimmigranten und 
Flüchtlinge leben. Stärker sichtbar sind die Probleme 
in der sogenannten Provinz. Sie betreffen sowohl die 
Kenntnis von Fremdsprachen (sogar Englisch) als auch 
grundlegendes Wissen über die Herkunftsländer der 
Flüchtlinge, deren Kultur und Religion. Dies hat eine 
geringe Effektivität der Integrationsmaßnahmen zur 
Folge. Verringert wird die Wirksamkeit auch dadurch, 
dass es an grundsätzlichem Erfahrungs- und Informa-
tionsaustausch zwischen den beteiligten Institutionen, 
den Schulen, den Arbeitsämtern, den Einrichtungen 
der Familienhilfe auf Stadt- und Kreisebene, den loka-
len Selbstverwaltungsorganen und den lokalen Nicht-
regierungsorganisationen, mangelt. Die einzigen loka-
len Plattformen für Zusammenarbeit und Austausch 
werden meistens von NGOs organisiert und sind nicht 
von Dauer.

So, wie die Individuellen Integrationsprogramme 
zurzeit funktionieren, erfüllen sie nicht den Zweck, 
für den sie konzipiert wurden. Das bedeutet, dass ein 
deutlicher Teil der Ausländer, die dieses Programm in 
Anspruch genommen haben, nicht ausreichend darauf 
vorbereitet sind, in der polnischen Gesellschaft selbstän-
dig zu leben. Dies hat viele Gründe. Vor allem sind die 
Individuellen Integrationsprogramme nicht flexibel – 
das Programm endet nach einem Jahr, ohne dass der 
Grad der Selbständigkeit des Adressaten berücksichtigt 
wird. Die Individuellen Integrationsprogramme sind 
nicht individuell, sie werden nicht an die individuelle 
Situation des Ausländers, seine Fähigkeiten, Bedürfnisse 
und Möglichkeiten angepasst. Insofern verlängert das 
Integrationsprogramm für viele Menschen die Phase 
des Dahinvegetierens im Flüchtlingslager während der 
Zeit des Wartens auf den Asylentscheid. Es führt auch 
nicht zur erwünschten Selbständigkeit der Flüchtlinge. 
Im Rahmen der erhaltenen Leistungen müssen die Teil-
nehmer des Programms für ihren Polnischsprachkurs 
bezahlen. Das Problem besteht allerdings im Angebot 
der Sprachkurse, das außerhalb der Großstädte nicht den 
Bedürfnissen und Möglichkeiten dieses Typs Sprachler-
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ner entspricht. Außerhalb der größeren Städte und aka-
demischer Zentren ist das Angebot an Sprachkursen für 
Ausländer sehr beschränkt.

Die Integrationsschwierigkeiten werden außerdem 
verstärkt, weil günstige Sozialwohnungen nicht zugäng-
lich sind. Die Flüchtlinge sind gezwungen, auf dem 
kommerziellen Immobilienmarkt eine Wohnung zu fin-
den, was in manchen Fällen bedeutet, dass die Miete 
2/3 der erhaltenen Leistungen verbraucht. Nur wenige 
lokale Selbstverwaltungen haben beschlossen, jährlich 
einige Wohnungen für Flüchtlinge bereitzustellen, so 
zum Beispiel Warschau und Danzig. Allerdings löst 
diese symbolische Geste nicht das Wohnungsproblem 
der Flüchtlinge in Polen.

Die geringe Effektivität der Individuellen Integra-
tionsprogramme, die mangelnde Vorbereitung der pol-
nischen Gesellschaft auf eine zunehmende Präsenz der 
Flüchtlinge und die schwierige Situation der Flücht-
linge auf dem Arbeitsmarkt haben zur Folge, dass sich 
bereits seit vielen Jahren relativ wenige Asylanten in 
Polen dauerhaft niederlassen. Ein beträchtlicher Teil 
der Ausländer, die in Polen Schutz beantragen, bleibt 
nicht in Polen, sondern beschließt, nach Westeuropa 
zu gehen. Ähnliches ist bei Personen mit anerkanntem 
Schutzstatus festzustellen. Die Gründe dafür sind vor 
allem in der wirtschaftlichen Situation Polens und in den 
Schwierigkeiten für Ausländer, in Polen eine Anstellung 
zu finden, zu suchen. Hinzu kommen die mangelnde 
Vorbereitung und die Verschlossenheit der polnischen 
Gesellschaft und die wenig wirksamen Integrations-
programme. Des Weiteren fehlen Immigranten, die in 
der polnischen Gesellschaft verwurzelt sind und die 
den Neuankömmlingen Unterstützung geben können. 
Diese Faktoren tragen wesentlich dazu bei, dass Polen 
als Transitland wahrgenommen wird.

Das heißt allerdings nicht, dass Polen nicht ein 
zunehmend attraktives Land für manche Migranten-
gruppen wird. Die sich dynamisch entwickelnde polni-
sche Wirtschaft steht vor einem wesentlichen Wende-
punkt. Zum ersten Mal seit 1989 hat sich mittlerweile 
ein Markt der Arbeitnehmer und nicht der Arbeitgeber 
herausgebildet. Die wachsende Nachfrage nach Arbeit-
nehmern zieht Lohnerhöhungen und Verbesserungen 
der Arbeitsbedingungen nach sich. Weiter ist zu beob-
achten, dass sich der Arbeitsmarkt für Ausländer syste-

matisch erweitert, hier dominieren die Baubranche und 
die Landwirtschaft. Immer größere Bedeutung gewinnt 
auch der Dienstleistungsmarkt in Form von Haushalts- 
und Betreuungshilfen, die von der feminisierten ukrai-
nischen Immigration bestimmt werden. Dies bedeutet, 
dass sich die Chancen auf eine wirksame Integration mit 
Hilfe des Arbeitsmarktes, wenn auch nicht mit Hilfe der 
aktuellen Integrationsprogramme, vergrößern.

Allerdings werden Immigranten und Flüchtlinge in 
Polen trotz sehr günstiger Wirtschaftsprognosen nicht 
als soziales Kapital, als potentielle gute Arbeitnehmer 
angesehen. Im Gegensatz zu Deutschland betrachtet 
die Mehrheit der Polen die Aufnahme von Flüchtlin-
gen allein unter dem Aspekt der entstehenden Kos-
ten, nicht aber des potentiellen Nutzens. Die Situation 
Deutschlands ist in dieser Hinsicht deutlich positiver 
als die Polens. Die Aufnahme von Flüchtlingen ent-
springt einer humanitären Haltung der Bundesregie-
rung und der deutschen Gesellschaft. Doch dahinter 
verbirgt sich auch der deutsche Pragmatismus. Bei einer 
niedrigen Arbeitslosigkeit von 5 bis 6 Prozent und einem 
Haushaltsüberschuss kann die Versorgung des deutschen 
Arbeitsmarktes mit Flüchtlingen in Verbindung mit 
einer sich dynamisch entwickelnden Wirtschaft einen 
starken Wachstumsimpuls geben. Mit Sicherheit ist der 
deutsche Arbeitsmarkt vor einem Defizit an Arbeits-
kräften geschützt.

Leider ist nicht wahrzunehmen, dass in Polen in 
solchen Kategorien gedacht wird. Die Polen sind noch 
nicht imstande, sich von ihren Komplexen über sich 
und Polen als Land, das sich immer und ewig erst noch 
eine Existenz aufbauen muss, als armer Verwandter der 
reichen westeuropäischen Gesellschaften, zu lösen. Uns 
Polen fällt es leichter, den Wahlkampfslogans von PiS 
wie »Polen vor dem Ruin« zu glauben, als die Tatsa-
che wahrzunehmen, dass wir uns von einem Land, aus 
dem bis vor kurzem ausschließlich emigriert wurde, zu 
einem Land gewandelt haben, das auch Immigranten 
aufnimmt und für diese attraktiv ist. In der polnischen 
Debatte über Immigration und Flüchtlinge dominieren 
Ängste vor einer Flüchtlingswelle, die unser Land über-
spülen wird, und nicht die Wahrnehmung dieser Tatsa-
che als wichtigen Impuls für die weitere wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Entwicklung.

Übersetzung aus dem Polnischen: Silke Plate
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STATISTIK

Tabelle 1:	Die Aufnahme von Flüchtlingen in Polen 2009 – 2015*

Staatsbürger-
schaft

2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015* insgesamt:

russisch 5.726 4.795 4.305 6.084 12.849 4.112 1.381 39.252
georgisch 4.214 1.082 1.735 3.234 1.245 726 147 12.383
ukrainisch 36 45 67 74 46 2.318 1.042 3.628
armenisch 147 107 216 413 206 135 43 1.267
syrisch 7 8 12 107 255 114 35 538
andere 457 497 552 841 652 788 271 4.058
insgesamt: 10.587 6.534 6.887 10.753 15.253 8.193 2.919 61.126

*Stand: 14.05.2015.
Quelle: Zusammenstellung von Rafał Baczyński-Sielaczek nach <http://udsc.gov.pl/statystyki/raporty-specjalne/biezaca-sytuacja-
dotyczaca-ukrainy/>, <http://udsc.gov.pl/statystyki/raporty-okresowe/zestawienia-roczne/>

Flüchtlinge in Polen

Tabelle 2:	Entscheidungen der Ausländerbehörde über Anträge auf Schutz auf dem Territorium 
Polens 2013 – 2015

2013 2014 2015 (1. Halbjahr)

Entscheidungen des Leiters der Ausländer-
behörde 19.369 8.285 4.806

Schutz auf polnischem Territorium 759 732 273
negative Entscheidungen 2.279 1.997 1.614
Einstellung des Verfahrens 16.331 5.556 2.919

Anmerkung von Rafał Baczyński-Sielaczek: Die durchschnittliche Dauer der Verfahren betrug im Jahr 2015 161 Tage (Stand: 14.05.2015):
Quelle: Zusammenstellung von Rafał Baczyński-Sielaczek nach <http://udsc.gov.pl/statystyki/raporty-okresowe/zestawienia-roczne/>

Grafik 1:	 Die Aufnahme von Flüchtlingen in Polen im ersten Halbjahr 2015

Russen 
(tschetschenischer 

Nationalität)
2.157

Ukrainer
1.345

Georgier
208

Tadschiken
103Syrer

62
andere 

324

Quelle: Zusammenstellung von Rafał Baczyński-Sielaczek nach <http://udsc.gov.pl/statystyki/raporty-okresowe/zestawienia-roczne/>

http://udsc.gov.pl/statystyki/raporty-specjalne/biezaca-sytuacja-dotyczaca-ukrainy/
http://udsc.gov.pl/statystyki/raporty-specjalne/biezaca-sytuacja-dotyczaca-ukrainy/
http://udsc.gov.pl/statystyki/raporty-okresowe/zestawienia-roczne/
http://udsc.gov.pl/statystyki/raporty-okresowe/zestawienia-roczne/
http://udsc.gov.pl/statystyki/raporty-okresowe/zestawienia-roczne/
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Entscheidungen im ersten Halbjahr 2015

Entscheidungen über die Gewährung von Schutz auf polnischem Territorium 
Ab Januar 2015 entschied die Ausländerbehörde in 4.806 Fällen über die Anerkennung des Schutzstatus: 
•	   273 Personen wurde Schutz gewährt, 
•	 1.614 Personen erhielten eine negative Entscheidung,
•	 2.919 Verfahren wurden eingestellt.

Der Flüchtlingsstatus 
Die meisten positiven Entscheidungen über die Anerkennung des Flüchtlingsstatus erhielten Staatsbürger aus 
•	 Syrien – 27 Personen, 
•	 Ägypten – 15 Personen, 
•	 Irak – 14 Personen, 
•	 Staatenlose – 12 Personen, 
•	 Turkmenistan – 10 Personen. 

Subsidiärer Schutz
Subsidiärer Schutz wurde vor allem zugesprochen: 
•	 Russen tschetschenischer Nationalität – 57 Personen,
•	 Irakern – 20 Personen,
•	 Afghanen – 6 Personen.

Tolerierter Aufenthalt
Der Status des tolerierte Aufenthalts wurde vor allem zugesprochen:
•	 Russen tschetschenischer Nationalität – 56 Personen
•	 Armeniern – 9 Personen
•	 Georgiern – 6 Personen
Quelle: Zusammenstellung von Rafał Baczyński-Sielaczek nach <http://udsc.gov.pl/statystyki/raporty-okresowe/zestawienia-roczne/>

Tabelle 3:	Flüchtlinge aus der Ukraine – Anzahl der ukrainischen Staatsbürger, die einen Antrag 
auf Anerkennung des Flüchtlingsstatus in Polen gestellt haben

2003  86
2004  72
2005  84
2006  60
2007  55
2008  40
2009  36
2010  45
2011  67
2012  72
2013  46
2014  2.318
2015*  1.941

*2015: 01.01.–11.10.2015
Quelle: <http://udsc.gov.pl/statystyki/raporty-specjalne/biezaca-sytuacja-dotyczaca-ukrainy/>

http://udsc.gov.pl/statystyki/raporty-okresowe/zestawienia-roczne/
http://udsc.gov.pl/statystyki/raporty-specjalne/biezaca-sytuacja-dotyczaca-ukrainy/
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Tabelle 4:	Entscheidungen über die von ukrainischen Staatsbürgern gestellten Anträge auf 
Anerkennung des Flüchtlingsstatus in Polen (2013–2015*)

Entscheidung 2013 2014 2015*

Flüchtlingsstatus 2 1 2
subsidiärer Schutz 5 6 13
tolerierter Aufenthalt 8 11 5
negative Entscheidung 39 652 1.470
Einstellung des Verfahrens 26 373 662
eingereichte Anträge 46 2.318 1.620

*2015: 01.01.–11.10.2015
Quelle: <http://udsc.gov.pl/statystyki/raporty-specjalne/biezaca-sytuacja-dotyczaca-ukrainy/>

CHRONIK

6. – 19. Oktober 2015
06.10.2015 Die Regierung beschließt das Programm für Entwicklungshilfe für die Jahre 2016 bis 2020. Gefördert wer-

den Projekte in Zusammenarbeit mit Nichtregierungsorganisationen in der Ukraine, Belarus, Georgien, Mol-
dau sowie in Ländern Ostafrikas und Südamerikas. Jährlich sollen dafür 1,5 Mrd. Zloty bereitgestellt werden. 

07.10.2015 Das Innenministerium dementiert, dass es Schreiben an Privatpersonen, vorzugsweise ältere Menschen, mit 
dem Aufruf verschickt, im kommenden Jahr Wohnraum für syrische Flüchtlinge bereitzustellen. Diese Briefe 
seien gefälscht und sollten der Polizei gemeldet werden. 

08.10.2015 Der Leiter der Ausländerbehörde (Urząd do Spraw Cudzoziemców), Rafał Rogala, informiert im Sejm über die 
Aufnahme von Flüchtlingen aus Syrien und Eritrea in Polen. Polen habe auf EU-Ebene der Aufnahme von insge-
samt 7.000 Flüchtlingen in einem Zeitraum von zwei Jahren zugestimmt, dazu müsse Polen außer den elf beste-
henden vier weitere Flüchtlingslager einrichten. Insgesamt sollen EU-weit 120.000 Flüchtlinge verteilt werden. 

09.10.2015 Auf der Pressekonferenz des Gipfels der Visegrád-Gruppe (Polen, Slowakei, Tschechien, Ungarn) in Baltonfüred 
(Ungarn) kritisiert Präsident Andrzej Duda die EU-Flüchtlingspolitik als ineffektiv und inadäquat. Dazu gehöre 
auch das Quotensystem, das sich insbesondere die östlichen EU-Staaten nicht aufzwingen lassen wollen. Ele-
mente einer wirksamen europäischen Flüchtlingspolitik seien der Schutz der EU-Außengrenzen und Unterstüt-
zung für Staaten außerhalb der EU, die Flüchtlingslager unterhalten. Ziel sei es, dass die Flüchtlinge von dort 
wieder in ihre Heimatländer zurückkehren, wenn in diesen der Konflikt beendet ist.

10.10.2015 Senatsmarschall Bogdan Borusewicz reist mit einer Delegation zu einem dreitägigen offiziellen Besuch in den 
Iran. Mit Staatspräsident Hasan Rouhani und Parlamentspräsident Ali Laridschani werden die Lage in Syrien, 
der israelisch-palästinensische Konflikt und der Kampf gegen den Terrorismus sowie die politische und wirt-
schaftliche Zusammenarbeit zwischen Polen und dem Iran thematisiert. Borusewicz unterstreicht, dass vor 
allem die Staaten in der Region zur Lösung des Konflikts in Syrien beitragen müssten.

12.10.2015 Ministerpräsidentin Ewa Kopacz eröffnet in Swinemünde (Świnoujście) den Flüssiggasterminal. Er ermögliche 
die Unabhängigkeit von Gaslieferungen aus dem Osten, was Polen eine neue Position für die Verhandlungen 
von Gaspreisen eröffne, so Kopacz. Der erste Tanker soll Mitte Dezember in den Hafen einlaufen.

13.10.2015 Ministerpräsidentin Ewa Kopacz teilt in Stettin (Szczecin) mit, dass der Vorstand der Stettiner Abteilung der 
Agentur für Landwirtschaftliche Immobilien (Agencja Nieruchomości Rolnych – ANR) seines Amtes entho-
ben wurde. Die ANR war an Ausschreibungen von Bodenpacht und -verkauf beteiligt, in deren Zusammen-
hang in der vergangenen Woche zwölf Landwirte inhaftiert wurden. Ihnen wird vorgeworfen, die Ausschrei-
bungen behindert zu haben und in einer kriminellen Vereinigung tätig gewesen zu sein. Landwirtschaftsminis-
ter Marek Sawicki habe bei der Staatsanwaltschaft beantragt, die inhaftierten Landwirte gegen Kaution freizu-
lassen, so Kopacz. Sie kündigt eine transparente Aufklärung des Vorfalls an.

http://udsc.gov.pl/statystyki/raporty-specjalne/biezaca-sytuacja-dotyczaca-ukrainy/
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Sie können die gesamte Chronik seit 2007 auch auf  <http://www.laender-analysen.de/polen/> unter dem Link »Chronik« lesen.

14.10.2015 Präsident Andrzej Duda empfängt in Warschau den Außenminister der Volksrepublik China, Wang Yi. The-
matisiert werden die bilaterale wirtschaftliche Zusammenarbeit und die Vorbereitungen des Gipfels 16 ostmit-
teleuropäischer Länder und Chinas im November im chinesischen Suzhou. Für den nächsten Tag sind Treffen 
mit Ministerpräsidentin Ewa Kopacz und Außenminister Grzegorz Schetyna vorgesehen.

15.10.2015 In Brüssel unterzeichnen in Anwesenheit von EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker Ministerpräsiden-
tin Ewa Kopacz, die litauische Staatspräsidentin Dalia Grybauskaitė, die lettische Ministerpräsidentin Laimdota 
Straujuma und der estnische Ministerpräsident Taavi Rőivas eine Vereinbarung zum Bau des polnisch-litauischen 
Gasinterkonnektors. Ziel ist es, die baltischen Staaten mit Europa zu verbinden und damit die Abhängigkeit 
von russischen Gaslieferungen zu reduzieren. Die Europäische Kommission veranschlagt den Bau mit ca. 560 
Mio. Euro, wovon die Hälfte die EU, 120 Mio. Euro Polen und den Rest die baltischen Staaten übernehmen.

16.10.2015 Präsident Andrzej Duda beruft den Nationalen Entwicklungsrat ins Amt (Narodowa Rada Rozwoju), dessen 
Aufgabe es ist, Expertisen, Gesetzentwürfe u. ä. vorzubereiten. Ihm gehören 87 Mitglieder aus Wissenschaft, 
Wirtschaft, Selbstverwaltung usw. mit unterschiedlichen politischen Orientierungen an. Thema der ersten Sit-
zung ist die Diagnose der aktuellen gesundheitlichen Situation der Polen.

18.10.2015 Auf einer Wahlkampfveranstaltung von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS) in Krakau 
zeigt sich der Parteivorsitzende Jarosław Kaczyński überzeugt, dass das patriotische Polen in der Offensive ist 
und die Parlamentswahlen in einer Wochen gewinnen wird. Eine Regierung von PiS werde sich durch Ruhe und 
geplantes Handeln auszeichnen, während die politischen Gegner eine Koalition mit mehreren Parteien in Aus-
sicht stellen, die im Chaos enden werde. Kaczyński kündigt die Rücknahme der Reform des Gerichtswesens, 
den Bau günstigerer Autobahnen und Wohnungen und die Verteidigung der Fundamente des Polentums an.

19.10.2015 Das Warschauer Kreisgericht gibt sein Urteil bekannt, dass es der von Russland geforderten Auslieferung eines 
Tschetschenen, der zwischen 1995 und 2003 im Tschetschenienkrieg gekämpft hat, nicht stattgeben wird, da 
berechtigte Befürchtungen bestünden, dass dieser in Russland gefoltert werden könnte.

http://www.laender-analysen.de/polen/
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